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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Forschungspolitik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Meinecke (Ham- 
burg), Frau von Bothmer, Engholm, Flämig, Hansen, 
Dr. Hauff, Dr. Lohmar, Dr. Slotta, Dr. Sperling, Walkhoff, 
Dr. Wiehert, Grüner, Jung, Graaff und der Fraktionen 
der SPD, FDP 
- Drucksache VI/3798 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

Die Bundesregierung hat die Konzeption und die 
Schwerpunkte ihrer Forschungspolitik im Bundes- 
bericht Forschung IV (Drucksache VI/3251) und in 
ihrer Antwort auf zwei Große Anfragen der Frak- 
tionen der SPD, FDP und der CDU/CSU zur 
Forschungs- und Technologiepolitik (Drucksache 
VI/2789) dargelegt: 

— Orientierung der Forschungspolitik auf wichtige 
gesellschaftliche Aufgaben 

— Verstärkte allgemeine Wissenschaftsförderung, 
um die Leistungsfähigkeit der Wissenschaft in 
großer Breite zu sichern 

— Förderung von Spitzentechnologien für die indu- 
strielle Innovation 

— - Reform der Strukturen und der Organisation in 
Forschung und Forschungsförderung 

— Offene Diskussion über Forschungspolitik und 
Einzelvorhaben sowie mehr Öffentlichkeit der 
Entscheidungen. 

Forschungspolitik besteht aus einem vielfältigen 
Netz von Einzelentscheidungen. Die folgenden Ant- 
worten können sich daher nur auf die wesentlichen 
Fortschritte und Neuorientierungen konzentrieren. 


1. Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
künftig schwerpunktmäßig die Ausgaben für 
Technologieprogramme mehr als bisher für 
Gemeinschaftsaufgaben zur Verbesserung der 
Qualität des Lebens einzusetzen? 

Die Maßnahmen aller Technologieprogramme sind 
stärker als bisher auf die qualitative Verbesserung 
der Lebensbedingungen ausgerichtet worden. Die 
Steigerung der technologischen Leistungsfähigkeit 
ist ein unentbehrliches, in vielen Fällen das einzige 
Mittel, humane Lebensverhältnisse herbeizuführen 
und auf die Dauer zu erhalten. In einem notwendi- 
gerweise langfristigen Prozeß fand in den Jahren 
1970 bis 1972 schrittweise eine entsprechende Ver- 
lagerung der sachlichen Schwerpunkte statt: 

— Technologien für Umweltschutz und Umwelt- 
gestaltung, Biotechnologien zur Synthese von 
Nahrungs- und Grundstoffen und zum Abbau 
von Abfällen, biomedizinische Techniken für 
Diagnose, Therapie und Organhilfen sowie 
Technologien für Infrastrukturaufgaben, wie 
Verkehrs-, Transport-, Kommunikations- und 
Energieversorgungs-Systeme, werden zuneh- 
mend stärker gefördert. 

— Mit starken finanziellen Wachstumsraten ist ein 
Programm zur Förderung technologischer For- 
schung und Entwicklung für biologische und me- 
dizinische Probleme konzipiert worden. 
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— Im 1972 neugefaßten Programm für die Meeres- 
forschung wird ein besonderer Akzent auf Maß- 
nahmen zur Verhütung und Bekämpfung der 
Meeresverschmutzung und zur Rohstoffgewin- 
nung liegen. 

— Im 1971 beschlossenen zweiten Datenverarbei- 
tungsprogramm werden Anwendungen der Da- 
tenverarbeitung im Bildungswesen, in der Medi- 
zin und zur Rationalisierung der von der öffent- 
lichen Hand zu erbringenden Dienstleistungen 
besonders gefördert. 

— Die Großforschungseinrichtungen haben eben- 
falls Aufgaben u. a. in der angewandten Daten- 
verarbeitung und im Umweltschutz übernommen. 

In der Bundesrepublik sollen Forschung und Ent- 
wicklung - in Übereinstimmung mit den Zielvor- 
stellungen und Empfehlungen der OECD künftig 
noch konzentrierter für den sozialen Fortschritt und 
zur Verbesserung der Lebensbedingungen des Men- 
schen eingesetzt werden. 


2. Wie haben sich die Ausgaben für Wissenschaft 
und Forschung in den Bundeshaushalten der 
letzten Jahre entwickelt, und wie hat die Bun- 
desregierung die hohe Priorität, die sie diesen 
Bereichen in ihrer Regierungserklärung gege- 
ben hat, zum Ausdruck gebracht? 

Die Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, For- 
schung und Entwicklung sind von 4,0 Mrd. DM im 
Jahre 1969 auf 6,5 Mrd. DM im Jahre 1971 um 
57,4 v. H. angestiegen. Damit erreichten diese Aus- 
gaben des Bundes die höchste Steigerungsrate 
überhaupt. Für 1972 ergibt sich nach dem vorläufi- 
gen Soll eine weitere Zunahme um ll,6v. H. auf 
7,2 Mrd. DM. Da die gesamten Ausgaben des Bun- 
des von 1969 bis 1972 nur um 32,3 v. H. angewachsen 
sind, hat sich auch der Anteil der Wissenschaftsaus- 
gaben am Bundeshaushalt insgesamt beträchtlich er- 
höht (4,9 v. H. im Jahr 1969, 1972 = 6,7 v. H.) vgl. 
nachfolgende Übersicht: 


Entwicklung der Ausgaben des Bundes 
für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 
(einschließlich Hochschulen) 


Jahr 

Ausgaben in 
Mio DM 

Anteil am 
Bundeshaushalt 
in v. H. 

1967 

3426 

4,5 

1968 

3539 

4,7 

1969 

3993 

4,9 

1970 

5063 

5,8 

1971 

6450 

6,6 

1972 (vorl.) 

7200 

6,7 


Diese Entwicklung hat dazu beigetragen, daß auch 
der Anteil der gesamten Ausgaben für Wissen- 
schaft und Forschung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land am Bruttosozialprodukt von 1969 mit 2,6 v. H. 
im Jahre 1971 auf 2,8 v. H. angestiegen ist. 


3. Was hat die Bundesregierung zum „Abbau 
überalterter Hierarchien" der Forschungsein- 
richtungen unternommen? 

Die Bundesregierung hat im Jahre 1970 zum Abbau 
überalterter Hierarchien „Leitlinien zu Grundsatz-, 
Struktur- und Organisationsfragen von rechtlich 
selbständigen Forschungseinrichtungen" vorgelegt. 
Inzwischen haben - entsprechend diesen Leitlinien - 
die meisten Forschungseinrichtungen im Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Bildung und Wis- 
senschaft neue Satzungen und damit wirksamere 
und demokratischere Strukturen erhalten. Die neuen 
Strukturen haben die funktionsbezogene Mitwirkung 
der wissenschaftlichen und technischen Mitarbeiter 
in den Forschungseinrichtungen verwirklicht. Ge- 
wählte Vertreter der Mitarbeiter sind erstmals auf 
allen Entscheidungsebenen (Aufsichtsgremien, Lei- 
tungsgremien, Institute, Projekte) beteiligt und kön- 
nen so vor allem Einfluß auf die Forschungspro- 
gramme und ihre Durchführung nehmen. Hohe 
Wahlbeteiligungen (bis zu 93,6 v. H.) lassen darauf 
schließen, daß die neuen Strukturen von den ange- 
sprochenen Mitarbeitern - nicht zuletzt, weil diese 
selbst daran mitgearbeitet haben - angenommen und 
genutzt werden. 

Zum Abbau überalterter Hierarchien gehört auch 
die Beseitigung unkontrollierter und unbefristeter 
Leitungsfunktionen von leitenden Mitarbeitern. Die 
Träger solcher Leitungsfunktionen werden nach den 
Leitlinien und neuen Satzungen nicht mehr ohne Mit- 
wirkung von Mitarbeitern berufen. Neue, kollegiale 
Leitungen - teilweise unter Einbeziehung von Mit- 
arbeitern - dienen gleichfalls der Beschränkung und 
Kontrolle von Alleinentscheidungen. Die Leitungs- 
funktionen sollen grundsätzlich zeitlich befristet 
sein. 

Ähnliche Strukturreformen erstrebt und fördert die 
Bundesregierung auch in der Hochschule und in 
den Wissenschaftsorganisationen. 

— Im Entwurf des Hochschulrahmengesetzes hat die 
Bundesregierung aus den gleichen Überlegungen 
heraus eine funktionsgerechte Mitwirkung auch 
in Fragen und bei der Planung einzelner For- 
schungsvorhaben vorgeschlagen. 

— Mitte dieses Jahres hat die Max-Planck-Gesell- 
schaft durch Änderung ihrer Satzung begonnen, 
die Mitwirkung der Mitarbeiter in den Institu- 
ten zu stärken. 

— In der Deutschen Forschungsgemeinschaft wirken 
neben habilitierten Wissenschaftlern erstmals 
auch promovierte Wissenschaftler mit dreijähri- 
ger Forschungstätigkeit bei der Wahl der Fach- 
gutachter mit. 

Ziel dieser auch im internationalen Vergleich fort- 
schrittlichen Strukturreformen ist es, 

— durch Verbesserung der Information aller betrof- 
fenen Wissenschaftler und 

— durch Steigerung der Motivation jedes einzelnen 
Mitarbeiters 

die Kreativität und Leistungsfähigkeit zu steigern. 
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4. Wie will die Bundesregierung für eine bessere 
Kontrolle der Forschungspolitik durch Parla- 
ment und Öffentlichkeit sorgen? 

Unter Berücksichtigung der Schwierigkeiten und 
Besonderheiten der Forschungsplanung hat die Bun- 
desregierung von Anfang an die Kontrolle von For- 
schung und Entwicklung durch Parlament und 
Öffentlichkeit als eine zentrale Aufgabe angesehen. 
Die Bundesregierung hat folgende Maßnahmen er- 
griffen, die eine demokratische Mitwirkung aller 
Betroffenen und eine wirksame parlamentarische 
Kontrolle fördern sollen: 

— Die Veröffentlichung von Programmen vor ihrer 
endgültigen Verabschiedung, ihre Erörterung mit 
Parlamentariern aller Parteien, wie dies erstmals 
beim zweiten Datenverarbeitungsprogramm 
praktiziert worden ist. 

— Die Vorlage von Programmhaushalten (Lei- 
stungsplänen), die aufgabenbezogen darüber 
Auskunft geben, was, warum, wie und in wel- 
chem Umfang gefördert werden soll; für 1973 
werden für alle Förderungsprogramme und Groß- 
forschungszentren solche Programmhaushalte 
vorliegen. 

— Das Beratungswesen des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft wurde 1971 durch Ka- 
binettsbeschluß neu gestaltet; Veröffentlichung 
der Beratungsziele, der Beraterpersonen und der 
Beratungsergebnisse einschließlich von Minder- 
heitsvoten. 

— Die Einführung öffentlicher Anhörungen vor 
wichtigen forschungspolitischen Entscheidungen, 
wie z. B. der Entwicklung des Hochtemperatur- 
Reaktors mit Helium-Turbine (HHT). 

— Die Einladung von Abgeordneten aller Fraktio- 
nen zur Teilnahme an internationalen wissen- 
schaftspolitischen Konferenzen. 

— Aufforderung der Wissenschaftler in allen Berei- 
chen zu einer kritischen Diskussion des Bundes- 
berichts Forschung IV; die Ergebnisse werden 
dem Deutschen Bundestag vorgelegt werden. 


5. In der Regierungserklärung wurde angekündigt, 
die Grundlagenforschung in ihrer ganzen Breite 
zu fördern und Schwerpunkte zu bilden. Ist dies 
geschehen, und welche Schwerpunkte wurden 
gebildet? 

Die Bundesregierung hat die Grundlagenforschung 
in ihrer ganzen Breite in großem Umfang gefördert: 
über die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 
ist die Grundlagenforschung in den Hochschulen und 
in außeruniversitären Forschungseinrichtungen ge- 
fördert worden. Bei einer Steigerungsrate von ca. 
30 v. H. stieg die anteilige Förderung des Bundes 
von 1969 mit ca. 122 Mio DM auf ca. 159 Mio DM 
im Jahre 1972. Dabei ist der Bund neben dem laufen- 
den Zuschuß nach dem Bund-Länder-Schlüssel mit 
erheblichen Sonderfinanzierungen beteiligt. 

Für die allgemeine Grundlagenforschung in der 
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) hat die Bundesregie- 
rung 1969 ca. 132 Mio DM aufgewendet, die bei 


einer Steigerung von ca. 60 v. H. auf ca. 211 Mio DM 
im Jahre 1972 anstiegen. Auch hierin sind Sonder- 
finanzierungen des Bundes enthalten. 

Hinzu kommen die Forderungsbeträge für kleinere 
Forschungseinrichtungen und Forschungsprojekte 
der allgemeinen Grundlagenforschung. 

In der Hochschulforschung sind Schwerpunkte durch 
den Ausbau des Förderungsprogramms für die Son- 
derforschungsbereiche gebildet worden, um die seit 
den sechziger Jahren drohende Auswanderung der 
Forschung aus den Hochschulen aufzuhalten. Der 
Bundeszuschuß betrug 1969 ca. 11 Mio DM; er be- 
trägt 1972 ca. 106 Mio DM. 

Was die Schwerpunktbildung angeht, so kann bei 
der Größe des Forschungshaushaltes hier nur bei- 
spielhaft auf einige Schwerpunkte hingewiesen wer- 
den. Im Rahmen der Fachprogramme des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Wissenschaft wurden 
seit 1969 Schwerpunkte u. a. auf folgenden Fach- 
gebieten der Grundlagenforschung gestärkt bzw. 
neu gebildet: 

— Hochenergiephysik: u. a. Errichtung von CERN II 
und Ausbau des Deutschen Elektronensynchro- 
trons (DESY) 

— Festkörperforschung: Aufbau des deutsch-fran- 
zösischen Gemeinschaftsprojekts Höchstfluß- 
reaktor, Grenoble, und Ausbau des Max-Planck - 
Instituts für Festkörperforschung sowie des In- 
stituts für Festkörperforschung der Kernfor- 
schungsanlage Jülich 

— Astronomie: Projekte Sonnensonde HELIOS (in 
Zusammenarbeit mit der NASA) und Aeronomie- 
satellit AEROS, Ausbau der Europäischen Süd- 
sternwarte ESO 

— Schwerionenforschung: Bau eines Linearbeschleu- 
nigers 

— Biologie: Errichtung eines Europäischen Labora- 
toriums für Molekularbiologie in Heidelberg 
und Beteiligung des Bundes zu 90 v. H. an der 
Gesellschaft für Molekularbiologische For- 
schung in Stöckheim 

— Meeresforschung: METEOR-Expeditionen zur Er- 
forschung von Stoffhaushalt und Lebenszyklus 
im Meer. 

Vorbereitet wird ein Förderungsprogramm für die 
Gesellschaftswissenschaften. 

Die Ausgaben für Grundlagenforschungen in Fach- 
programmen des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft betrugen 1969 ca, 0,3 Mrd. DM; 
sie stiegen 1972 auf ca. 0,9 Mrd. DM. Die Gesamt- 
ausgaben für Grundlagenforschungen in Fachpro- 
grammen betrugen von 1970 bis 1972 rd. 1,7 Mrd. 
DM. 


6. Was hat die Bundesregierung getan, um die 
Effektivität von Forschungseinrichtungen und 
ihren gesamtgesellschaftlichen Nutzen zu stei- 
gern? 

Die mit Mitteln der Bundesregierung geförderten 
Forschungsinstitute außerhalb von Hochschulen und 
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von staatlichen Forschungsanstalten leisten wichtige 
Beiträge im Rahmen der direkten Förderprogramme 
der Ministerien, insbesondere auf den Gebieten der 
Kernenergie, der Weltraum- und Luftfahrtforschung, 
der Datenverarbeitung und der Umweltforschung. 

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren 
eine Reihe von Maßnahmen getroffen, um die Effi- 
zienz und den gesamtgesellschaftlichen Nutzen die- 
ser Forschungseinrichtungen weiter zu steigern. Ins- 
besondere wurden dazu 

— die Planungen der F -FE- Vorhaben in einheitliche 
F + E-Programme zusammengefaßt und in Pro- 
grammhaushalten (vgl. auch die Antwort zu 
Frage 4) dargestellt, die umfassende Angaben 
über Personal- und Mitteleinsatz, Ziele und Maß- 
nahmen enthalten; 

— ein großer Anteil der Vorhaben der Einrich- 
tungen in Projekten zusammengefaßt und orga- 
nisiert; 

— die gegenseitige Information der Einrichtungen 
über ihre F + E-Programme verstärkt und forma- 
lisiert; 

— Grundsätze für die Erfolgskontrolle der For- 
schungseinrichtungen erarbeitet und mehrere 
Forschungseinrichtungen einer Gesamtüberprü- 
fung im Hinblick auf ihre Effizienz und ihrer 
künftigen Arbeitsprogramme unterworfen. Eine 
Arbeitsgruppe, in der das Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft mit dem Bundes- 
rechnungshof zusammenarbeitet, wird Maßstäbe 
und Methoden der Erfolgskontrolle in Bildung 
und Wissenschaft verbessern. 

Nicht zuletzt stellen die vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft gemeinsam mit den For- 
schungseinrichtungen erarbeiteten Leitlinien und 
die darauf beruhenden neuen Gesellschaftsverträge 
und Satzungen einen wesentlichen Beitrag auch für 
die Effizienzsteigerung dar. 


7. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der Förderung von Schlüsseltechnologien bei? 

Ein hoher Entwicklungsstand in Schlüsselbereichen 
der modernen Technologie, wie z. B. der Datenver- 
arbeitung, der elektronischen Bauelemente, der 
Optik und Präzisionsinstrumente oder der Supra- 
leitung und Tieftemperaturtechnik beeinflußt Effi- 
zienz und Leistungsvermögen nicht nur in weiten 
Bereichen der Wirtschaft, sondern auch im öffent- 
lichen Bereich. 

Die Bundesregierung mißt daher der Förderung sol- 
cher Schlüsseltechnologien unter einem doppelten 
Aspekt hohe Priorität zu; einmal sollen damit die 
technologischen Voraussetzungen zur Lösung drin- 
gender öffentlicher Aufgaben, vor allem zur Ver- 
besserung der Lebensbedingungen in den Bereichen 
des Gesundheitswesens, des Umweltschutzes und 
der Ernährungsgrundlagen, geschaffen werden; zum 


anderen dienen die Maßnahmen der langfristigen 
Erhaltung und Sicherung der Leistungskraft unserer 
Volkswirtschaft. 

Die Förderung erstreckt sich schwerpunktmäßig auf 
Projekte der Forschung und Entwicklung im Vorfeld 
der industriellen Produktion, vor allem dort, wo 
die eigenen Kräfte der Industrie zur Lösung der 
Probleme oder zur Ausnutzung der technologischen 
Möglichkeiten nicht ausreichen. 

| Die Bundesregierung hat ihre Ausgaben für Schlüs- 
| seltechnologien, die überwiegend im Haushalt des 
' Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft 
| veranschlagt sind, bereits von 1970 bis 1972 ver- 
! dreifacht: die Ansätze stiegen von 1969 80,0 Mio DM 
auf ca. 300 Mio DM 1972. 

Statt einer einseitigen Konzentration auf teilweise 
volkswirtschaftlich weniger versprechende Gebiete 
! soll allerdings künftig das Forschungs- und Entwick- 
lungspotential der Industrie in breiteren Bereichen 
gefördert werden. Dabei hält es die Bundesregie- 
rung für besser, die Förderung unmittelbar auf ge- 
sellschaftlich und wirtschaftlich wichtige und tech- 
i nologisch erfolgversprechende Aufgaben zu richten, 

| anstatt zu große Erwartungen in den Nutzen von 
mehr oder weniger zufällig anfallenden Neben- 
produkten (sog. fall-out) der Forschung zu setzen. 

Dabei soll auch die Fraunhofer Gesellschaft in der 
systematischen Zielfindung aussichtsreicher Ent- 
! wicklungsgebiete, bei der Analyse des Innovations- 
prozesses und durch Beteiligung an wichtigen Spe- 
zialgebieten der angewandten Forschung eine be- 
sondere Rolle spielen. Die im Juli 1971 verabschie- 
dete neue Satzung soll die innere Struktur der 
j Gesellschaft an die neuen Aufgaben anpassen, für 
| die der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
I schaff entsprechende Betriebs- und Investitionsmittel 
| bereitstellt. 


8. Kann die Bundesregierung einen Überblick dar- 
über geben, was von den Maßnahmen, die für 
den Bereich von Wissenschaft und Forschung 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
angekündigt wurden, bisher eingeleitet oder 
verwirklicht wurde? 

Als Anlage ist - ebenso wie zu Frage 9 der Kleinen 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Meinecke (Ham- 
burg), Grüner und der Fraktionen der SPD, FDP 
zur Forschungspolitik (Drucksache VI/3785) - unter 
dem Stichwort „Anspruch in der Regierungserklä- 
rung - Verwirklichung in der politischen Arbeit" 
eine vergleichende Übersicht über in der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 formulierte 
Absichten für die Politik in Bildung und Wissen- 
schaft und über den Stand der politischen Arbeit bei- 
gefügt. 

Dohnanyi 
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Anlage zu Frage 8 


„Anspruch in der Regierungserklärung - Verwirklichung in der 
politischen Arbeit" 

Vergleichende Übersicht über in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 formulierte Absichten für die Politik in Bildung und Wissenschaft 
und über eine Auswahl wichtiger politischer Arbeiten in diesem Feld 


I. Bildung 

1. Nicht planlos reparieren 

Mit diesem Hohen Hause sind wir uns wohl darin 
einig , daß die Aufgaben von Bildung und Wissen- 
schaft nur gemeinsam von Bund , Ländern und Ge- 
meinden gelöst werden können . Der 5. Deutsche 
Bundestag hat für die Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern eine Reihe neuer Möglichkeiten ge- 
schaffen , die diese Bundesregierung voll ausschöp- 
fen wird ; sie will den Ländern - ohne deren Zu- 
ständigkeit anzutasten - helfen. 

Schwere Störungen des gesamten Bildungssystems 
ergeben sich daraus, daß es bisher nicht gelungen 
ist, die vier Hauptbereiche unseres Bildungswesens 
- Schule, Hochschule, Berufsausbildung und Er- 
wachsenenbildung - nach einer durchsichtigen und 
rationalen Konzeption zu koordinieren. 

Am 12. Juni 1970 hat die Bundesregierung 
dem Parlament den „ Bildung sbericht *70" zu- 
geleitet. Zum ersten Mal hat damit eine Bun- 
desregierung bildungspolitische Ziele und ein 
geschlossenes Reformkonzept für die gesamt- 
staatliche Entwicklung formuliert und zur Dis- 
kussion gestellt. 

Solange aber ein Gesamtplan fehlt, ist es nicht mög- 
lich, Menschen und Mittel so einzusetzen, daß ein 
optimaler Effekt erzielt wird. 

Die Bundesregierung hat auf Grund des Artikels 
91 b GG eine klare verfassungsrechtliche Grundlage 
für eine Bildungsplanung gemeinsam mit den Län- 
dern erhalten. Besonders dringlich ist ein langfristi- 
ger Bildungsplan für die Bundesrepublik für die 
nächsten 15 bis 20 Jahre. Dieser dem Bundestag und 
den Länderparlamenten vorzulegende Plan soll 
gleichzeitig erklären, wie er verwirklicht werden 
kann. Gleichzeitig muß ein nationales Bildungs- 
budget für einen Zeitraum von 5 bis 15 Jahren auf- 
gestellt werden. 

Die Bundesregierung wird in den Grenzen ihrer 
Möglichkeiten zu einem Gesamtbildungsplan bei- 
tragen. Das Ziel ist die Erziehung eines kritischen, 
urteilsfähigen Bürgers, der imstande ist, durch einen 
permanenten Lernprozeß die Bedingungen seiner 
sozialen Existenz zu erkennen und sich ihnen ent- 
sprechend zu verhalten. Die Schule der Nation ist 
die Schule. Wir brauchen das 10. Schuljahr, und wir 
brauchen einen möglichst hohen Anteil von Men- 
schen in unserer Gesellschaft, der eine differenzierte 
Schulausbildung bis zum 18. Lebensjahr erhält. Die 
finanziellen Mittel für die Bildungspolitik müssen 


in den nächsten Jahren entsprechend gesteigert 
werden. 

Die Bundesregierung wird sich von der Erkenntnis 
leiten lassen, daß der' zentrale Auftrag des Grund- 
gesetzes, allen Bürgern gleiche Chancen zu geben, 
noch nicht • annähernd erfüllt wurde. Die Bildungs- 
planung muß entscheidend dazu beitragen, die 
soziale Demokratie zu verwirklichen. 

Am 25. Juni 1970 haben Bund und Länder das 
Abkommen über die Errichtung einer ge- 
meinsamen Kommission für Bildungsplanung 
geschlossen. 

— Aufgabe der Kommission ist es, ein Pro- 
gramm von Bund und Ländern zu entwer- 
fen, das trotz mancher unterschiedlicher 
Zielvorstellungen ein gemeinsames Vor- 
gehen in den nächsten Jahren möglich 
macht und zukunftsorientierte Lösungen 
fördert. 

— Diese Kommission hat am 18. Oktober 
1971 einen Zwischenbericht für einen Bil- 
dungsgesamtplan verabschiedet. Die lang- 
fristige Sachplanung ist damit vorgezeich- 
net: Ein hohes Maß an Einheitlichkeit der 
bildungspolitischen Zielvorstellungen ist 
erreicht. 

— Unterschiedliche Auffassungen stehen sich 
noch gegenüber 

— - zur Frage der Einführung der Gesamt- 
schule, 

— zur Organisation der Orientierungs- 
stufe (Klasse 5 und 6), 

— zur einheitlichen Lehrerbildung. 

Hierzu vertritt die Minderheit der CDU/CSU 
regierten Länder andere Auffassungen als die 
Mehrheit in der Bund-Länder-Kommission. 
Der deutsche Bildungsrat, frei von jeder 
Parteienposition, hat im Februar 1972 fest- 
gestellt, daß der Zwischenbericht „einen be- 
deutenden Schritt in der bildungspolitischen 
Entwicklung darstellt 11 , weil zum ersten Mal 
ein Gesamtkonzept des Bildungswesens in 
der Planung erreicht worden ist. 

Die Ministerpräsidenten der Länder und der 
Bundeskanzler haben am 26. Mai 1972 den 
Zwischenbericht einstimmig als „geeignete 
Grundlage für einen Bildungsgesamtplan 11 be- 
zeichnet. 

Ein mittelfristiges Programm vorrangiger 
Maßnahmen zur Erneuerung von Kindergär- 
ten, Schule, Ausbildung und Weiterbildung 
bis 1975 ist am 7. Juli 1972 von Bund und 
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Ländern verabschiedet worden. Schwerpunkte 
liegen beim Ausbau der Kindergärten, in der 
beruflichen Bildung und bei der Einführung 
der „Orientierungsstufe 3 * * * * * * * 11 . 

Die Investitionen in den Hochschulen sollen 
besser genutzt werden. Statt zwei Semestern 
von etwa siebeneinhalb Monaten Dauer soll 
ein etwa neun Monate dauerndes Studienjahr 
eingeführt werden. Studenten sollen verpflich- 
tet werden, die festgelegten Regelstudienzei- 
ten einzuhalten. 

Noch in Arbeit ist das langfristige Bildungs- 
budget. Dies ist der erste Versuch, für einen 
großen Bereich die langfristige Mittelanfor- 
derung einzuplanen. Dabei werden notwendi- 
gerweise auch die anderen staatlichen Auf- 
gaben wie Verkehr, Soziales, Umweltschutz 
usw. berührt. Kostenschätzungen für diese 
Bereiche gibt es noch nicht in gleicher Weise 
wie für den Bildungsbereich. 

2. Schnell und wirksam helfen 

Der Ausbau der Hochschulen muß verstärkt voran- 
getrieben werden. 

Um eine kurzfristige Erweiterung der Kapazitäten 
der Hochschulen zu erreichen, soll ein möglichst 
großer Teil der Mittel für den Hochschulbau sofort 
für solche Bauten bereitgestellt werden , die durch 
eine Rationalisierung des Bauverfahrens innerhalb 
von 12 bis 15 Monaten schlüsselfertig zur Verfü- 
gung stehen können. 

Hochschulbauausgaben des Bundes 1970: 52 
v. H. mehr gegenüber 1969, 1972 bereits 1,6 
Mrd. DM, das sind etwa 1 Mrd. DM mehr als 
1969. 

Der 1. Rahmenplan für den Hochschulbau 
1971 bis 1975 wurde im Sommer 1971 fertig- 
gestellt: Vergrößerung der Zahl der Studien- 
plätze gegenüber 1969/70 um rund 50 v. H. 
auf 665 000. Der 2. Rahmenplan (für 1973 bis 
1976) wurde am 7. Juli 1972 verabschiedet: 
Mit 18 Mrd. DM soll die Überbelegung der 
Hochschulen energisch angegangen werden; 
das Angebot an Studienplätzen wird regional 
gleichmäßiger sein. Die Rahmenpläne gelten 
auch für die Pädagogischen Hochschulen und 
für Fachhochschulen: Ein einheitliches Hoch- 
schulsystem wird geschaffen. 

3. Viel Geld ausgeben und doch sparen 

Die Bundesregierung wird prüfen, wie den Ländern 

bei der Überwindung des Numerus clausus in 

wesentlichen Fachbereichen am besten geholfen 

werden kann. 

Das Ausbauprogramm schafft vor allem in 

Engpaßfächern neue Kapazitäten: Die Bundes- 
regierung hat seit 1970 etwa 80 000 Studien- 

plätze an wissenschaftlichen Hochschulen 

schaffen helfen. Demgegenüber ist die Zahl 
der Studierenden in diesem Bereich vom 


Wintersemester 1969/70 bis zum Winterseme- 
ster 1971/72 um etwa 73 000 angewachsen. 
Der Zuwachs der Studienplätze an wissen- 
schaftlichen Hochschulen ist in diesem Zeit- 
raum erstmalig höher als die Steigerungs- 
rate der Studenten. 

Durch das von der Bundesregierung im Rah- 
men ihrer Sofortmaßnahmen gegen Zulas- 
sungsbeschränkungen im November 1969 
konzipierte Schnellbauprogramm 1970/71 
wurden innerhalb von zwei Jahren 39 000 
studentische Arbeitsplätze zusätzlich neu ge- 
schaffen. Das Programm umfaßte 91 Vor- 
haben mit Gesamtkosten von über 600 Mio 
DM. 

Im Normalprogramm für den Hochschulbau 
sind 1970/71 154 Hochschulbauvorhaben mit 
insgesamt 921 429 qm Hauptnutzfläche fertig- 
geworden. Das entspricht bei Anwendung der 
im 1. Rahmenplan festgelegten Richtwerte 
etwa 50 000 Studienplätzen. 

Wirksame Maßnahmen zur rationellen Aus- 
nutzung der Hochschulkapazitäten enthält 
der Beschluß der Bund-Länder-Kommission 
vom 7. Juli 1972: 

— ein etwa neun Monate dauerndes Studien- 
jahr anstelle der tatsächlichen Semester- 
zeiten von jährlich insgesamt sieben Mo- 
naten einzuführen und 

— Regelstudienzeiten festzulegen, nach 
deren grundloser Überschreitung die Stu- 
dierenden ihren Studienplatz verlieren. 

Zur Verwirklichung dieser und anderer Re- 
formschritte hat die Bundesregierung einen 
langfristigen Zeitplan („Reformkalender 11 ) 
vorgelegt, durch den der 3. Rahmenplan für 
den Hochschulbau vorbereitet werden soll. 
Mit dem Reformkalender soll der Versuch 
unternommen werden, Hochschulausbau und 
innere Reform der Hochschulen aufeinander 
abzustimmen und durch die Mittelvergabe 
auf den Reformverlauf Einfluß zu nehmen. 
Die Rationalisierung von Bauplanung, Bau- 
ausführung und Nutzung von Hochschulen 
und Studentenwohnraum wird vorangetrie- 
ben: Richtwerte für Kosten und Nutzflächen 
wurden festgelegt, die nur in besonders be- 
gründeten Fällen überschritten werden sollen. 
Fertigbauverfahren werden verstärkt einge- 
setzt, um schneller und billiger zu bauen. Die 
Erneuerung des Bildungswesens kostet sehr 
viel Geld. Umso wichtiger ist es, die Mittel 
sparsam und rationell für das wirklich Not- 
wendige einzusetzen. 

Wohnraumnot führt zum „sozialen Numerus 
clausus 11 . Studentenwohnraumbau ist die not- 
wendige Ergänzung zum Ausbau der Hoch- 
schulen. 

Eine mit dem Hochschulausbau abgestimmte 
Konzeption für den Studentenwohnraumbau 
liegt vor. 

Mehr Studienplätze heißt: Neue Bauten, mehr 
Lehrkräfte. 
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Durch das Graduiertenförderungsgesetz wird 
der wissenschaftliche Nachwuchs intensiv ge- 
fördert. Der Bund trägt zunächst 75 v. H. der 
Kosten. Bundesausgaben hierfür 1972 90 Mio 
DM. Diese Mittel reichen aus, um jährlich 
knapp 20 v. H. der Absolventen eines for- 
schungsorientierten Hochschulstudiums wei- 
ter zu fördern. 

Das Hochschulstatistikgesetz, das im Juni 
1971 verabschiedet wurde, sichert der Bil- 
dungsplanung im Hochschulbereich verläß- 
liche Grundlagen. 

4. Kein Ausbau ohne innere Erneuerung 

Zu den neuen Aufgaben der Bundesregierung ge- 
hört es, ein Hochschulrahmengesetz vorzulegen. Ein 
solches Gesetz wird auch die Lage der bisherigen 
Fachhochschulen im Rahmen eines Gesamthoch- 
schulsystems zu berücksichtigen haben. Fragen der 
Personalstruktur stehen zunächst im Mittelpunkt. 

Der Bund hat nach Artikel 75 I 1 a GG das 
Recht, „allgemeine Grundsätze des Hochschul- 
wesens 11 in einem Rahmengesetz zu regeln. 
Die Länder müssen diesem Gesetz im Bundes- 
rat zustimmen, wenn es wirksam werden soll. 
Der Regierungsentwurf zum Hochschulrah- 
mengesetz wurde am 3. Dezember 1970 vom 
Bundeskabinett beschlossen und am 10. März 
1971 nach Beratungen im Bundesrat in den 
Deutschen Bundestag eingebracht. 

Das Gesetz wurde von den Ausschüssen mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der CDU/CSU 
verabschiedet, konnte aber wegen der ver- 
änderten parlamentarischen Lage nicht mehr 
verabschiedet werden. Durch eine Änderung 
von Artikel 91 a GG am 31. Juli 1970 wurden 
die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
auch die Fachhochschulen in die ^ Gemein- 
schaftsaufgabe Hochschulbau einbezogen 
werden konnten. 


5. Mehr Bildung für mehr Menschen 

Die Hochschulreform ist aber nur ein Teil der vor 
uns liegenden Reformen unseres allgemeinen Bil- 
dungswesens. Die Bildungspolitik kann und darf 
nicht mehr nach Ausbildungsstufen isoliert betrach- 
tet werden. 

Der Bund fördert gemeinsam mit den Ländern 
ein umfangreiches Programm für die Erneue- 
rung in Kindergärten, Schulen, Hochschulen | 
und in der Weiterbildung. 

Für Versuche und Modelle hat der Bund diese 
Mittel bereitgestellt bzw. geplant: 

1970 Beginn der Förderung 

1971 31,0 Mio DM (Istausgabe) 

1972 75,7 Mio DM (Soll). 

Für den Bereich der beruflichen Bildung 
wurde im November 1970 das Aktionspro- 
gramm der Bundesregierung vorgelegt. 


Die Ausbildungsordnungen in der berufli- 
chen Bildung werden erneuert (bis 1973 für 
500 000 von 1,3 Mio Auszubildenden), die 
Berufsbilder zusammengefaßt. 

Zur Verzahnung beruflicher und allgemeiner 
Bildungsgänge werden bereits jetzt zahl- 
reiche Modellversuche durch den Bund gezielt 
gefördert. Der Teilzeitunterricht in der beruf- 
lichen Bildung soll durch zusammenhängende 
Unterrichtsblöcke und durch Kursunterricht 
abgelöst werden. Berufliche Bildung und all- 
gemeine Bildung werden verbunden. Eine Ge- 
samtschuloberstufe mit beruflichen, studien- 
bezogenen und kombinierten Abschlüssen ist 
vorgesehen, die mit einer beruflichen Quali- 
fikation auch den Hochschulzugang eröffnet. 
Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft wird für den Bereich der beruflichen 
Bildung eine generelle Grundsatz- und Ko- 
ordinierungskompetenz erhalten. Für die kon- 
krete Ordnung und Förderung der Berufsaus- 
bildung sollen jeweils die Fachressorts zu- 
ständig bleiben. 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz ist 
am 1. Oktober 1971 wirksam geworden. 
Chancengleichheit im Bildungswesen setzt 
breite Ausbildungsförderung voraus: Für 
Schüler, Berufstätige, die Bildung nachholen 
wollen, und Studenten. Die einheitliche Aus- 
bildungsförderung trägt dazu bei, bisher ge- 
trennte Ausbildungsgänge enger zu ver- 
klammern. 

Alle Kinder, die den Kindergarten besuchen, 
alle Schüler und Studenten sind seit 1. April 
1971 gegen Unfälle versichert. 

Vordringlich werden auch die modernen Unterrichts- 
Technologien und das Fernstudium anzuwenden 
sein. 

Entwicklung und Anwendung verschiedener 
Formen der programmierten Unterweisung 
und der audiovisuellen Bildungshilfen wer- 
den erforscht. Die Anwendung der Datenver- 
arbeitung im Bildungswesen ist ein Schwer- 
punkt des 2. Datenverarbeitungsprogramms 
der Bundesregierung. Allein in den Jahren 
1971 und 1972 werden dafür 26 Mio DM auf- 
gewendet. Unterrichtstechnologische Hilfen 
(Dias, Unterrichtsprogramme, Fernsehkasset- 
ten, computergestützter Unterricht) für die 
Berufsfelder Elektronik und metallverarbei- 
tende Berufe werden ausgearbeitet: Lehrpro- 
gramme mit Fernkursen im Medienverbund 
zur Ausbildung von Ausbildern in den Betrie- 
ben werden ab 1973 ausgestrahlt. 

Bildung, Ausbildung und Forschung müssen als ein 
Gesamtsystem begriffen werden, das gleichzeitig 
das Bürgerrecht auf Bildung sowie den Bedarf der 
Gesellschaft an möglichst hochqualifizierten Fach- 
kräften und an Forschungsergebnissen berücksich- 
tigt. 

Die Ausbaupläne für die Hochschulen grün- 
den sich auf Studien im Aufträge des Wissen- 
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schaftsrates und des BMBW. Die Gutachten, 
die unter Leitung von Prof. Dr. Hans-Peter 
Widmaier und Dr. Laszlo Alex entstanden 
sind, lassen in ihrer Bedarfsschätzung erken- 
nen, daß der Bedarf an hochqualifizierten 
Arbeitskräften in den 70er Jahren in etwa 
der voraussichtlichen Zahl an Hochschulab- 
solventen entspricht. Die Gefahr des „Akade- 
mikerproletariats" besteht zwar nicht, jedoch 
können sich in einzelnen Fachrichtungen die 
Berufsaussichten verschlechtern. 


II. Wissenschaft 


1. Forschung für die Gesellschaft 

Grundlegende Reformen in Bildung und Forschung 
sind zugleich Bedingung für die zukünftige wirt- 
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. 

Neuerdings wird viel über die technologische Lücke, 
über den Mut zur Lücke und über rationale Kriterien 
für die Festsetzung von Prioritäten in und zwischen 
den verschiedenen Kategorien der Forschung dis- 
kutiert. 

Im März 1972 hat die Bundesregierung den 
Forschungsbericht IV vorgelegt. Wissen- 
schaftsförderung und Wissenschaftspolitik 
werden konkreten Aufgaben zugeordnet: 
Forschung legt Grundlagen für Gesundheit, 
Umweltschutz, Ernährung, hilft Probleme im 
Verkehrswesen, bei der Information der 
Energieversorgung, beim wirtschaftlichen 
Wachstum lösen. Grundlagenforschung schafft 
dafür die Basis. 

Ein Land von der Größe der Bundesrepublik kann 
und muß auch heute noch die Grundlagenforschung 
in ihrer ganzen Breite fördern. Dies steht nicht in 
Widerspruch zur Auswahl von Schwerpunkten für 
die staatliche Förderung von Forschung und Ent- 
wicklung, die wegen der begrenzten Mittel uner- 
läßlich ist. 

über die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
(DFG) ist die Grundlagenforschung in den 
Hochschulen und in außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen gefördert worden. Bei 
einer Steigerungsrate von ca. 30 v. H. stieg 
die anteilige Förderung des Bundes von 
1969 mit ca. 122 Mio DM auf ca. 159 Mio DM 
im Jahre 1972 einschließlich der Sonderfinan- 
zierung des Bundes. 

In der Hochschulforschung sind Schwerpunkte 
durch den Ausbau des Förderungsprogramms 
für die Sonderforschungsbereiche gebildet 
worden, um die seit den sechziger Jahren 
drohende Auswanderung der Forschung aus 
den Hochschulen aufzuhalten. Der Bundeszu- 
schuß betrug 1969 ca. 11 Mio DM; er beträgt 
1972 ca. 106 Mio DM. 


Für die allgemeine Grundlagenforschung in 
der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) hat die 
Bundesregierung 1969 ca. 132 Mio DM aufge- 
wendet, die bei einer Steigerung von ca. 60 
v. H. auf ca. 211 Mio DM im Jahre 1972 an- 
stiegen. Auch hierin sind Sonderfinanzierun- 
gen des Bundes enthalten. 

Hinzu kommen die Forderungsbeträge für 
kleinere Forschungseinrichtungen und For- 
schungsprojekte der allgemeinen Grundlagen- 
forschung. 

Die Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses (Graduiertenförderung) stärkt die 
Forschung an den Hochschulen. 

Auch in den staatlichen Forschungszentren 
wird intensiv in der Grundlagenforschung ge- 
arbeitet. 

Wir werden die Initiative des Herrn Bundespräsi- 
denten auf greifen und die Friedensforschung - im 
Wissen um die begrenzte Zahl der dafür gegenwär- 
tig zur Verfügung stehenden Kräfte - koordinieren, 
ohne die Unabhängigkeit dieser Arbeit zu beein- 
trächtigen. 

Gründung der Deutschen Gesellschaft für 
Friedens- und Konfliktforschung am 28. Ok- 
tober 1970. Mittel für 1971: 1,7 Mio DM. Für 
1972 sind 2,5 Mio DM vorgesehen. 

2. Technische Entwicklung für die Welt von morgen 

Die Bundesregierung beabsichtigt, verstärkt Haus- 
haltsmittel für die Förderung der Informatik und 
der Entwicklung von Computer-Sprachen einzuset- 
zen. Diese Seite der Datenverarbeitung ist beson- 
ders umfangreich und erfordert mehr Mittel als die 
Entwicklung der eigentlichen Rechenmaschinen. Man 
übertreibt nicht, wenn man der Computertechnik 
eine katalytische Wirkung nicht allein für die ge- 
samte wissenschaftlich-technische Entwicklung zu- 
spricht, sondern weit darüber hinaus auch für die 
industrielle Produktion, die Verwaltung und andere 
Bereiche. 

Neue Ziele der Technologiepolitik werden 
nicht nur in Zuwachsraten der Forderungs- 
beträge deutlich. Das Forschungs- und Ent- 
wicklungspotential wird genutzt, um drän- 
gende Probleme in Umweltschutz, Medizin, 
Verkehr, Ernährung oder Rohstoffversorgung 
zu lösen. 

Das 2. Datenverarbeitungsprogramm der Bun- 
desregierung wurde am 26. Oktober 1971 ver- 
abschiedet: 

Umfang des Programms 2,4 Mrd. DM in fünf 
Jahren gegenüber 361 Mio DM im Vierjahres- 
zeitraum davor. Schwerpunkte des Pro- 
gramms sind Ausbildung und Anwendung, 
da hier die kritischen Engpässe liegen. 

Ein neues Programm zur Förderung von 
Meeresforschung und Meerestechnik wurde 
im Sommer 1972 vorgelegt: 
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Umfang der öffentlichen Mittel ca. 700 Mio 
DM in vier Jahren. Das ist doppelt soviel wie 
in den vergangenen sechs Jahren. 

In Kernforschung und Kerntechnik hat die 
Bundesrepublik beachtliche Ergebnisse aufzu- 
weisen: Der internationale Standard ist er- 
reicht. Nun gilt es, neue Schwerpunkte zu 
setzen. 

Die Forschung in der Plasma- und Fusions- 
physik wird vorangetrieben: Die Energie Vor- 
räte für Fusionsreaktoren wären praktisch un- 
begrenzt. 

Der Bau eines Prototyp-Kernkraftwerks einer 
neuen Baulinie (mit Thorium-Hochtempera- 
tur-Reaktor) wurde am 16. Juli 1970 be- 
schlossen. Der Bau eines Schnellen Brutreak- 
tors als Prototyp wird vorbereitet. Das 4. 
Atomprogramm der Bundesregierung wird 
vorbereitet. 

Ein Forschungsprogramm zur weiteren Ver- 
besserung der Reaktorsicherheit wurde einge- 
leitet. Die Mittel dafür wurden von 5 Mio DM 
1969 auf 30 Mio DM 1972 versechsfacht. 1972 
bis 1976 sollen dafür fast 190 Mio DM aufge- 
wendet werden. Die Sicherheit der Bevölke- 
rung ist auch beim Einsatz der Kernenergie 
zur Stromerzeugung oberstes Gebot. Die Ge- 
nehmigung zum Bau eines Kernkraftwerkes, 
das erstmalig in der Welt in unmittelbarer 
Großstadtnähe errichtet werden soll, wurde 
verschoben. 

Weltraumtechnik und Weltraumforschung 
werden mit verstärkter Ausrichtung auf inter- 
nationale Gemeinschaftsprogramme fortent- 
wickelt. 

Die europäische Weltraumforschungsorgani- 
sation ESRO wird künftig das Schwergewicht 
auf Anwendungssatellitenprogramme legen. 
Die Arbeiten am deutsch- französischen Fern- 
meldesatelliten SYMPHONIE werden pro- 
grammgemäß fortgesetzt. 

Mit Montage und Test des Prototyps des 
Forschungssatelliten AEROS wurde begon- 
nen, die Entwicklung der Sonnensonde 
HELIOS wurde fortgesetzt. Untersuchungen 
über einen Fernsehrundfunksatelliten für 
Direktempfang sowie für einen Erderkun- 
dungssatelliten werden durchgeführt. 

3. Wissenschaft reicht über die Grenzen 

„Wir sind uns bewußt , daß moderne Forschungsvor- 
haben weltweit miteinander verflochten sind. Wir 
werden jede internationale , vor allem europäische 
Arbeitsteilung auf diesem Gebiet fördern . In Eu- 
ropa gibt es eine Gemeinschaft der Wissenschaftler , 
die in ihrer Leistungsfähigkeit hinter den amerika- 
nischen und sowjetrussischen dann nicht zurückzu- 
stehen braucht , wenn sie es lernt , ihre Kräfte zu 
vereinigen." 

Internationale Wissenschaftspolitik ist breit 
gefächert. Einige Beispiele: 


— Die europäischen Regierungen sollen sich 
nach Vorschlägen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die von der 
Bundesregierung nachhaltig unterstützt 
werden, verpflichten, Projekte der Zusam- 
menarbeit zwischen einzelnen Staaten 
anderen Ländern zur breiteren Zusammen- 
arbeit anzubieten. So wird auch eine 
bessere Koordination der Forschungs- 
projekte in den Europäischen Gemein- 
schaften erreicht. 

— Beschluß über Errichtung eines großen 
Teilchenbeschleunigers bei dem europäi- 
schen Kernforschungszentrum CERN am 
19. Februar 1971. 

— Beschluß der Konferenz der Forschungs- 
minister von erstmals 19 europäischen 
Ländern am 22./23. November 1971, bei 
zahlreichen technologischen Projekten zu- 
sammenzuarbeiten. 

— Im Frühjahr 1972 beschlossen die Regie- 
rungen der Bundesrepublik Deutschland, 
Belgiens und der Niederlande, gemeinsam 
den Bau eines Kernkraftwerks mit einem 
natriumgekühlten Schnellbrüter-Reaktor 
zu fördern. 

— Einigung von 14 Staaten über Europäisches 
Laboratorium für Molekularbiologie mit 
Sitz in Heidelberg. 

— Gespräche über deutsch-sowjetische Zu- 
sammenarbeit in Bildung und Wissen- 
schaft im Herbst 1970, anschließend Aus- 
tausch von Wissenschaftler-Delegationen. 
— Deutsch-indisches Rahmenabkommen über 
wissenschaftlich -technologische Zusam- 
menarbeit. 

Die Bundesregierung wird das Angebot der Ver- 
einigten Staaten von Amerika auf greifen, die deut- 
sche industrielle Leistungskraft auf begrenzten Ge- 
bieten der Weltraumforschung zu beteiligen. 

Aufgrund einer Entschließung der europäi- 
schen Weltraumkonferenz, die von der Bun- 
desregierung nachdrücklich befürwortet wur- 
de, laufen intensive Verhandlungen zwischen 
den europäischen Partnern und mit den Ver- 
einigten Staaten von Amerika. Die Bundes- 
regierung hat Vorarbeiten der deutschen In- 
dustrie für eine mögliche Teilnahme am 
Apollo-Nachfolge-Programm unterstützt. 

Nach Abschluß der Verhandlungen über ein 
weltweites Fernmeldesatellitensystem (IN- 
TELSAT) hat die Bundesregierung das Ab- 
kommen im Januar 1972 unterzeichnet. 


4. Mehr Selbständigkeit - mehr Leistung 

Für Hochschulen und staatliche Forschungseinrich- 
tungen müssen wirksame Vorschläge für die Über- 
windung überalteter hierarchischer Formen vor- 
gelegt werden. Soweit der Bund vorwiegend betrof - 
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fen ist, werden entsprechende Maßnahmen beschleu- 
nigt getroffen. 

Das Hochschulrahmengesetz und die Leit- 
linien für die Struktur der Forschungszentren 
(erste Vorlage am 25. November 1970) setzen 
sichtbare Zeichen für die Erfüllung dieser 
Forderung: 

— Gewählte Vertreter der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter wirken in den Entscheidungs- 
gremien der Zentren und der Institute mit. 
— Der Staatseinfluß wird im wesentlichen 
auf eine „Globalsteuerung" beschränkt: 
die Forschungszentren gewinnen mehr 
Eigenständigkeit und Eigenverantwortlich- 
keit. 

Mehr Eigenständigkeit und mehr innere 
Autonomie erhöhen den Nutzen der For- 
schungszentren für Wissenschaft und Gesell- 
schaft. 

Die erste neue Satzung (Hahn-Meitner-Insti- 
tut r Berlin), die den „Leitlinien" entspricht, 
ist seit Ende 1970 in Kraft: Dort sind - als 
Modell - gewählte Wissenschaftler in der 
wissenschaftlichen Leitung paritätisch vertre- 
ten. Für die Zukunft ist vorgesehen, Instituts- 
leiter nur für befristete Zeiträume einzu- 
setzen. Auch für andere Forschungszentren 
sind neue Satzungen inzwischen wirksam ge- 
worden. 

Ähnliche Strukturreformen erstrebt und för- 
dert die Bundesregierung auch in der Hoch- 
schule und in den Wissenschaftsorganisatio- 
nen. 

— Im Entwurf des Hochschulrahmengesetzes 
hat die Bundesregierung aus den gleichen 
Überlegungen heraus eine funktionsge- 
rechte Mitwirkung auch in Fragen und bei 
der Planung einzelner Forschungsvorha- 
ben vorgeschlagen. 

— Mitte dieses Jahres hat die Max-Planck- 
Gesellschaft durch Änderung ihrer Sat- 
zung begonnen, die Mitwirkung der Mit- 
arbeiter in den Instituten zu stärken. 

— In der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
wirken neben habilitierten Wissenschaft- 
lern erstmals auch promovierte Wissen- 
schaftler mit dreijähriger Forschungstätig- 
keit bei der Wahl der Fachgutachter mit. 
Deutsch-schwedische Kommissionen unter- 
suchen für ihre Regierungen Probleme der 
Mitwirkung in Schule, Hochschule und For- 
schung in Schweden und in der Bundesrepu- 
blik. Ende 1972 soll ein erster Bericht vor- 
liegen. Beide Länder wollen voneinander ler- 
nen. 

5. Mehr Information - bessere Argumente 

Ein wichtiges Ziel der Bundesregierung ist, Metho- 
den des politischen Entscheidungsprozesses über 
Forschungsprioritäten zu entwickeln, die heute 
kaum in den Anfängen vorhanden sind. 


Forschungspolitik muß stärker an den kon- 
kreten Bedürfnissen der Gesellschaft ausge- 
richtet werden. Die Öffentlichkeit muß am 
Entscheidungsprozeß teilnehmen; Argumente, 
auf denen Entscheidungen beruhen, müssen 
deutlich gemacht werden. 

Vor der endgültigen Verabschiedung werden 
Programmentwürfe veröffentlicht. Große For- 
schungsprojekte, zum Beispiel in der Kern- 
forschung, werden in öffentlichen Anhörun- 
gen erörtert, bevor die Entscheidungen fallen. 

Das Beratungswesen des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft wurde neu ge- 
ordnet: 

— die Berater werden als Personen berufen, 
damit der Sachverstand nicht durch Grup- 
peninteressen überlagert wird. Sie kom- 
men aus allen maßgeblichen Bereichen, 
aus Hochschulen, Forschungseinrichtungen, 
aus Gewerkschaften, aus der Industrie. 

— Erstmals wurde ein Beratungsplan ver- 
öffentlicht: Jeder kann heute erfahren, wer 
den Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft worüber berät. 

— Die Beschlüsse der Beratungsgremien wer- 
den mit Begründung veröffentlicht. Das 
gleiche gilt für Minderheitsvoten. 

Leistungspläne (Programmhaushalte), die 
Ausgaben und Ziele klarer zuordnen, werden 
veröffentlicht. Ein Förderungskatalog wurde 
vorgelegt, der umfassend darstellt, wer wie- 
viel Forschungsgelder für welche Aufgabe er- 
hält. Dies ist eine entscheidende Voraus- 
setzung für wirksame Planung und für die 
Leistungskontrolle durch Parlament und Öf- 
fentlichkeit. 

Wir wollen mehr Demokratie wagen. 

Die Bundesregierung meint es ernst mit dem 
„Mehr an Demokratie". In einem bis dahin 
in der Bundesrepublik völlig unbekannten 
Maße bezog der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft die kritische Öffentlichkeit 
in die Vorbereitungsarbeiten für Gesetze und 
Programme ein. Alle Interessierten hatten 
die Möglichkeit, in breiten Diskussionen und 
in Anhörungen Vor- und Nachteile der „The- 
sen zum Hochschulrahmengesetz" und der 
Referentenentwürfe zu diskutieren und das 
Gesetz mitzugestalten. 

Weitere Beispiele: 

— Befragung von Wissenschaftlern zur For- 
schungspolitik und zum Forschungsbericht 
der Bundesregierung im Frühsommer 
1972. 

— Öffentliche Anhörungen über Forschungs- 
projekte. 

— Mehr Öffentlichkeit im Beratungswesen. 

— Mehr Mitwirkung in den Forschungszen- 
tren durch die „Leitlinien". 
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Vorrang für Bildung und Wissenschaft 

Bildung und Ausbildung , Wissenschaft und For- 
schung stehen an der Spitze der Reformen , die es 
bei uns vorzunehmen gilt. 

Die Priorität wird auch im Wachstum der 
Ausgaben deutlich. Höchste Steigerungsrate 
für Bildung und Wissenschaft: Im Mittel jähr- 
lich 26 v. H. im Zeitraum von 1969 bis 1972 
(Bundeshaushalt insgesamt 10 v. H.). 

Kein Einzelplan hatte in diesem Zeitraum 


höhere Zuwachsraten. Auch die Haushalts- 
kürzungen für 1972 betreffen Bildung und 
Wissenschaft insgesamt nicht: Die Kürzungen 
im Haushalt des Wissenschaftsministeriums 
werden der Ausbildungsförderung gutge- 
schrieben, die im Ministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit betreut wird. 

Nach Jahren der Stagnation ist 1971 erstmals 
der Anteil der Ausgaben für Bildung und 
Wissenschaft am Bruttosozialprodukt beacht- 
lich gestiegen (1967: 4,0 v. H., 1969: 4,1 v. H., 
1971: 4,7 v. H.). 
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